
die Verordnung vom 3. November 1952 geschützte Ob­
jekt ist das Volkseigentum, die ökonomische Grundlage 
des Aufbaues des Sozialismus in der Deutschen Demo­
kratischen Republik und im demokratischen Sektor von 
Groß-Berlin. Dieses Objekt war durch die Herstellung 
der falschen Urkupde nicht angegriffen. Die Anwen­
dung der Verordnung vom 3. November 1952 setzt aber 
einen Angriff auf das durch sie geschützte Objekt vor­
aus. Daher war die Verurteilung wegen Urkundenfäl­
schung zum Nachteil des gesellschaftlichen Eigentums 
nach § 2 Abs. 1 VESchVO rechtsfehlerhaft. Auf den 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts war das 
angefochtene Urteil hinsichtlich der Verurteilung wegen 
Urkundenfälschung zum Nachteil von Volkseigentum 
aufzuheben. In der erneuten Verhandlung wird das 
Stadtgericht wegen der Urkundenfälschung § 267 StGB 
anzuwenden haben.

A n m e r k u n g  :
Der Entscheidung kann insoweit nicht zugestimmt 

werden, als mit ihr die rechtliche Beurteilung gegeben 
wird, daß die Angeklagten keine Urkundenfälschung 
zum Nachteil des Volkseigentums begangen hätten. Das 
Kammergericht ist der Ansicht, daß der Angriff auf das 
Volkseigentum mit der Entwendungshandlung bereits 
abgeschlossen gewesen sei. „Dieses Objekt“ (nämlich das 
Volkseigentum), heißt es dann weiter, „war durch die 
Herstellung der falschen Urkunde nicht angegriffen.“ 
Hieraus könnte der Schluß gezogen werden, das Kam­
mergericht sei der Ansicht, Volkseigentum könne durch 
Diebstahl untergehen. Das ist natürlich nicht der Fall. 
Es ist zwar richtig, daß der Diebstahl mit der Weg­
nahme des Buntmetalls vollendet war. Das schließt aber 
nicht aus, daß in bezug auf diesen Gegenstand weitere 
Angriffe gegen das Volkseigentum begangen werden kön­
nen; z. B. ist jemand, der einen gestohlenen volkseigenen 
Gegenstand — in Kenntnis, daß er volkseigen ist — 
dem Dieb stiehlt, ebenfalls nach dem VESchG zu be­
strafen, wenn dessen sonstige Voraussetzungen vorlie­
gen. Das gleiche gilt für eine Urkundenfälschung, die 
sich auf einen entwendeten volkseigenen Gegenstand 
bezieht, gleichgültig, ob sie von dem Dieb oder einem 
Dritten begangen wird. Die vom Kammergericht abge­
lehnte Rechtsansicht des Stadtgerichts Berlin, auch mit 
der Herstellung der falschen Urkunde zum Zwecke der 
ungehinderten Entfernung des gestohlenen Buntmetalls 
sei das Volkseigentum angegriffen, ist richtig. Durch 
den Transport des Buntmetalls aus dem Aufklärungs­
lokal war die Wiedererlangung der gestohlenen Gegen­
stände sehr erschwert worden; hierin liegt ein erheb­
licher Nachteil für das Volkseigentum, der mit der Ur­
kundenfälschung bezweckt werden sollte.

Richtigerweise hat das Stadtgericht zwischen dem 
Diebstahl und der Urkundenfälschung keine Tat­
mehrheit angenommen. Beide Verfehlungen sind 
hier von den gleichen Personen begangen, stehen in un­
trennbarem Zusammenhang und beziehen sich auf den 
gleichen Gegenstand. Die Urkundenfälschung als das 
schwerere Verbrechen nimmt den Diebstahl in sich auf; 
nur ihretwegen konnte daher eine Verurteilung erfol­
gen. Dagegen war der gegen ein anderes Objekt gerich­
tete illegale Warentransport des Buntmetalls nach 
Westberlin ein selbständiges Verbrechen. Insoweit ist 
zu Recht Tatmehrheit angenommen worden.

Dr. Heinrich L ö w e n t h a l ,  
Oberrichter am Obersten Gericht 

der Deutschen Demokratischen Republik

Zivilrecht und Familienrecht
§ ^19 BGB.
Die Ausschlagung einer Erbschaft wegen Überschul­

dung des Nachlasses kann nicht nach § 119 BGB an- 
gefochten werden, wertn der Nachlaßgläubiger nach 
der Ausschlagung der Erbschaft die Nachlaßschuld 
erläßt.

Justizverwaltungsstclle des Bezirks Cottbus, Beschl. 
vom 20. Juli 1954 — TN 5/54.

Die Eheleute Paul und Ilse N. haben am 11. Februar 1950 
ein gemeinschaftliches notarielles Testament des Inhalts er­
richtet, daß sie sich gegenseitig als Vorerben und den Be­
schwerdeführer, Dipl.-Ing. Joachim-Hans N., als Nacherben 
des Überlebenden einsetzten. Durch den Tod der Vorerbin 
am 17. Juli 1952 ist die Nacherbfolge eingetreten, jedoch hat

der Beschwerdeführer die ihm angefallene Erbschaft aus allen 
Berufungsgründen form- und fristgerecht ausgeschlagen. Die 
Ausschlagung erfolgte auch gleichzeitig namens der minder­
jährigen Kinder des Beschwerdeführers. Hierauf wurde sei­
tens des Staatlichen Notariats S. für die unbekannten Erben 
nach Ilse N. die Nachlaßpflegschaft angeordnet.

Mit Antrag vom 23. November 1953 hat der infolge der 
Ausschlagung als gesetzlicher Erbe berufene Gastwirt Her­
mann B. aus S. den Antrag auf Erteilung eines Erbscheins 
als Alleinerbe nach der Erblasserin gestellt. Der beantragte 
Erbschein wurde am 20. Januar 1954 erteilt.

Durch Erklärung vom 20. Februar 1954 hat der Beschwerdeführer 
seine Ausschlagung der Erbschaft angefochten und beantragt, 
den dem gesetzlichen Erben erteilten Erbschein wegen Un 
richtigkeit wieder einzuziehen. Dieser Antrag wurde vom 
Staatlichen Notariat durch Beschluß vom 29. März 1954 zurück­
gewiesen.

Hiergegen richtet sich die Beschwerde des Dipl.-Ing. Joachim- 
Hans N. Der Beschwerdeführer trägt zur Begründung seines 
Antrags vor, daß die von ihm erklärte Ausschlagung der Erb­
schaft deshalb erfolgt sei, weil der Nachlaß, der einen Wert 

, von etwa 100 000 DM hat, durch Eintragung von Sicherungs­
hypotheken zugunsten der Steuerbehörde in Höhe von 
140 000 DM überschuldet war und er annahm, daß er wegen 
der den Nachlaßwert übersteigenden Steuerschulden persön­
lich in Anspruch genommen werden würde. Durch den neuen 
Kurs der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
und die damit verbundenen Begünstigungen auf steuerlichem 
Gebiet sind sodann diese Steuerschulden erlassen worden.

Die Beschwerde wurde kostenpflichtig zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 119 BGB kann, wer bei Abgabe einer Willens­

erklärung über deren Inhalt im Irrtum war oder eine 
Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben 
wollte, die Erklärung anfechten, wenn anzunehmen 
ist, daß er sie bei Kenntnis der Sachlage und bei ver­
ständiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben 
würde. Abs. 2 des § 119 BGB besagt, daß als Irrtum 
über den Inhalt der Erklärung auch der Irrtum über 
solche Eigenschaften der Person oder der Sache gilt, 
die im Verkehr als wesentlich angesehen werden.

Voraussetzung der Anfechtung einer Willenserklä­
rung ist also auf jeden Fall ein Irrtum. Ein Irrtum 
bei der Erklärung der Erbausschlagung liegt hier jedoch 
nicht vor. Zur Zeit der Abgabe der Willenserklärung 
befand sich der Beschwerdeführer durchaus nicht im 
Irrtum, da sein Ausschlagungsgrund, die Überschul­
dung des Nachlasses, zur Zeit der Ausschlagung eine 
Tatsache war. Insoweit kann also auch kein Irrtum 
über eine verkehrswesentliche Eigenschaft der Sache 
Vorgelegen haben. Darüber hinaus könnte ein Irrtum 
auch nur insoweit angenommen werden, als es sich 
dann um einen Irrtum im Beweggründe (Motivirrtum) 
handeln würde. Eine Anfechtung aus diesem Grunde 
kennt das Gesetz jedoch nicht, und ein solcher Irrtum 
ist daher unbeachtlich. ’Die Anfechtung der Ausschla­
gung ist lediglich erfolgt, weil der Grund der Aus­
schlagung nachträglich weggefallen ist. Dies gibt dem 
Beschwerdeführer jedoch keine Möglichkeit, hieraus 
nachträglich irgendwelche Rechte herzuleiten.

Die Beschwerde war daher im vollen Umfange zu­
rückzuverweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO. 

A n m e r k u n g  :
Die vorstehende Entscheidung ist richtig. Wenn ein 

Nachlaßgläubiger nach der Ausschlagung der Erbschaft 
die Nachlaßschuld erläßt, liegt kein Irrtum über die 
Verschuldung des Nachlasses vor. Der Erlaß der Schuld 
ist keine wesentliche Eigenschaft des Nachlasses.

Die Justizverwaltungsstelle hat vor der sachlichen 
Prüfung versäumt zu beachten, ob die Anfechtung der 
Ausschlagung in der vorgeschriebenen Frist (§ 1954 
BGB) und Form (§ 1955 BGB) erfolgt ist. Dieser Man­
gel macht die Entscheidung aber nicht unwirksam.

Die Pflicht zur Kostenzahlung ergibt sich nicht aus 
der ZPO, sondern unmittelbar aus den Bestimmungen 
der Kostenordnung (§ 123 KostO). Nach dem Gesetz ist 
die Justizverwaltungsstelle nicht verpflichtet, eine Ent­
scheidung über die Kostentragung zu treffen. Im Inter­
esse der Beteiligten sollte das aber geschehen.

In der Praxis wird den Erben bei der Überschuldung 
des Nachlasses meist empfohlen, die Erbschaft auszu­
schlagen. Dieser Weg ist nicht immer richtig. Ganz 
abgesehen davon, daß der Ausschlagung eine ganze 
Kette von weiteren Ausschlagungen mit schwierigen 
Ermittlungen der Erben folgen, wird vielfach von den
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